
Eigenerklärung Mindestlohngesetz 
 

1.2. Erklärung Mindestlohngesetz 

Erklärung zum Mindestlohngesetzes (MiloG) 

Wichtiger Hinweis: Diese Erklärung erfordert zwingend die Unterzeichnung durch den Bieter und ist 

den der Vergabestelle zu übersendenden Angebotsunterlagen unterschrieben sowie mit Ort und 

Datum gekennzeichnet, beizufügen.  

Fehlt die Unterschrift oder wird dieses Formblatt den Angebotsunterlagen nicht beigefügt, wird das 

Angebot vom Vergabeverfahren ausgeschlossen.  

1.  Ich/Wir bestätige(n), in meinem/unserem Unternehmen den Mindestlohn nach § 20 MiloG zu 

zahlen und alle weiteren Verpflichtungen (z. B. Aufzeichnungs- und 

Zusammenarbeitspflichten) nach dem MiloG einzuhalten. Ich/Wir erkläre(n), dass mein/unser 

Unternehmen nicht von der Vergabe öffentlicher Aufträge ausgeschlossen ist (§ 19 Abs. 1 

MiloG) und dass kein Verfahren nach § 21 MiloG i. V. m. dem Gesetz über 

Ordnungswidrigkeiten anhängig ist.  

2.  lch/Wir verpflichte(n) mich/uns, dem Auftraggeber auf Verlangen geeignete Nachweise zur 

Zahlung des Mindestlohnes in meinem/unserem Unternehmen (z. B. anonymisierte 

Aufzeichnungen über geleistete Stunden und Entgelte, Lohnlisten, Bestätigung des 

Steuerberaters, Wirtschaftsprüfers oder Lohnbüros) vorzulegen. 

3.  Ich/Wir verpflichte(n) mich/uns, Nachunternehmen und Verleihunternehmen sorgfältig 

auszuwählen, sie in Kenntnis zu setzen, dass es sich um einen öffentlichen Auftrag handelt, 

von diesen Unternehmen eine gleichlautende Verpflichtungserklärung einzuholen und diese 

auf Verlangen dem Auftraggeber vorzulegen.  

Diese Verpflichtung gilt nicht, soweit die Übertragung von Leistungen auf Dritte nach den 

Verdingungs-/Vertragsunterlagen des Auftraggebers ausgeschlossen ist. 

 

1.3. Eigenerklärung nach § 19 Abs. 3 Mindestlohngesetz (MiLoG) 

Nach § 19 Abs. 3 MiLoG müssen öffentliche Auftraggeber beim Wettbewerbsregister Auskünfte über 

rechtskräftige Bußgeldentscheidungen wegen einer Ordnungswidrigkeit nach § 21 Absatz 1 oder 

Absatz 2 MiLoG anfordern oder verlangen von Bewerberinnen oder Bewerbern eine Erklärung, dass 

die Voraussetzungen für einen Ausschluss nach § 19 Absatz 1 MiLoG nicht vorliegen. 

•  Hiermit erkläre(n) ich/wir, dass die Voraussetzungen für einen Ausschluss nach § 19 Absatz 1 

MiLoG1 nicht vorliegen. 

• Ich/Wir habe(n) zur Kenntnis genommen, dass auch im Falle der vorstehenden Erklärung 

öffentliche Auftraggeber jederzeit zusätzlich Auskünfte aus dem Wettbewerbsregister nach 

anfordern können und dass bei Aufträgen ab einer Höhe von 30.000 Euro der öffentliche 

Auftraggeber für die Bieterin / den Bieter, die oder der den Zuschlag erhalten soll, vor 

Zuschlagserteilung eine Auskunft aus dem Wettbewerbsregister einholen muss 

 

 

(Dieses Schreiben gilt im Zuge der elektronischen Angebotsabgabe als unterzeichnet) 


